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ARBEITSRECHT 

 
 

Gesetzlicher Urlaubsanspruch – unbezahlter 
Sonderurlaub 
 
Für die Berechnung des gesetzlichen Mindest-
urlaubs bleiben Zeiten eines unbezahlten Son-
derurlaubs unberücksichtigt. 
 
Die Klägerin ist bei der Beklagten seit dem 1. 
Juni 1991 beschäftigt. Die Beklagte gewährte 
ihr wunschgemäß in der Zeit vom 1. Septem-
ber 2013 bis zum 31. August 2014 unbezahl-
ten Sonderurlaub, der einvernehmlich bis zum 
31. August 2015 verlängert wurde. Nach Be-
endigung des Sonderurlaubs verlangt die Klä-
gerin von der Beklagten, ihr den gesetzlichen 
Mindesturlaub von 20 Arbeitstagen für das 
Jahr 2014 zu gewähren. 
 
Das Arbeitsgericht hat die Klage abgewiesen. 
Auf die Berufung der Klägerin hat das Landes-
arbeitsgericht das Urteil des Arbeitsgerichts 
abgeändert und die Beklagte zur Gewährung 
von 20 Arbeitstagen Urlaub verurteilt. 
 
Die Revision der Beklagten hatte vor dem 
Neunten Senat des Bundesarbeitsgerichts 
Erfolg. Die Klägerin hat für das Jahr 2014 kei-
nen Anspruch auf bezahlten Jahresurlaub. 
 
Nach § 3 Abs. 1 BUrlG beläuft sich der An-
spruch auf bezahlten Jahresurlaub bei einer 
gleichmäßigen Verteilung der Arbeit auf sechs 
Tage in der Woche auf 24 Werktage. Dies ent-
spricht einem gesetzlichen Jahresurlaubsan-
spruch von 20 Tagen bei einer Fünftagewoche. 
Ist die Arbeitszeit eines Arbeitnehmers auf 
weniger oder mehr als sechs Arbeitstage in 
der Kalenderwoche verteilt, muss die Anzahl 
der Urlaubstage unter Berücksichtigung des 
für das Urlaubsjahr maßgeblichen Arbeits-
rhythmus berechnet werden, um für alle Ar-

beitnehmer eine gleichwertige Urlaubsdauer 
zu gewährleisten. 
 
Der Senat hat diese Umrechnung in Fällen des 
Sonderurlaubs bisher nicht vorgenommen. An 
dieser Rechtsprechung (BAG 6. Mai 2014 - 9 
AZR 678/12 - Rn. 11 ff., BAGE 148, 115) hält 
der Senat nicht fest. Befindet sich ein Arbeit-
nehmer im Urlaubsjahr ganz oder teilweise im 
unbezahlten Sonderurlaub, ist bei der Berech-
nung der Urlaubsdauer zu berücksichtigen, 
dass die Arbeitsvertragsparteien ihre Haupt-
leistungspflichten durch die Vereinbarung von 
Sonderurlaub vorübergehend ausgesetzt ha-
ben. Dies führt dazu, dass einem Arbeitneh-
mer für ein Kalenderjahr, in dem er sich 
durchgehend im unbezahlten Sonderurlaub 
befindet, mangels einer Arbeitspflicht kein 
Anspruch auf Erholungsurlaub zusteht.  

Bundesarbeitsgericht, Urteil vom 19.03.2019 – 9 AZR 

315/17 (Quelle: BAG Pressemitteilung)  

Massenentlassung – Kündigung sofort nach 
Eingang der Massenentlassungsanzeige zu-
lässig 
 

Die nach § 17 Abs. 1 KSchG erforderliche Mas-
senentlassungsanzeige kann auch dann wirk-
sam erstattet werden, wenn der Arbeitgeber 
im Zeitpunkt ihres Eingangs bei der Agentur 
für Arbeit bereits zur Kündigung entschlossen 
ist. Kündigungen im Massenentlassungsver-
fahren sind daher - vorbehaltlich der Erfüllung 
sonstiger Kündigungsvoraussetzungen - wirk-
sam, wenn die Anzeige bei der zuständigen 
Agentur für Arbeit eingeht, bevor dem Arbeit-
nehmer das Kündigungsschreiben zugegangen 
ist. 
 
Mit Beschluss vom 1. Juni 2017 wurde das 
Insolvenzverfahren über das Vermögen der 
Insolvenzschuldnerin eröffnet und der Beklag-
te zum Insolvenzverwalter bestellt. Die von 
ihm verfasste Massenentlassungsanzeige ging 
am 26. Juni 2017 zusammen mit einem beige-
fügten Interessenausgleich bei der Agentur für 
Arbeit ein. Mit Schreiben vom 26. Juni 2017 
kündigte der Beklagte das Arbeitsverhältnis 
des Klägers ebenso wie die Arbeitsverhältnisse 
der anderen 44 zu diesem Zeitpunkt noch 
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beschäftigten Arbeitnehmer ordentlich be-
triebsbedingt zum 30. September 2017. Das 
Kündigungsschreiben ging dem Kläger am 27. 
Juni 2017 zu. Dieser macht mit seiner Kündi-
gungsschutzklage u.a. geltend, nach der 
Rechtsprechung des Gerichtshofs der Europäi-
schen Union (EuGH) habe der Arbeitgeber 
auch seiner Anzeigepflicht vor einer Entschei-
dung zur Kündigung des Arbeitsverhältnisses 
nachzukommen. Darum dürfe die Unterschrift 
unter das Kündigungsschreiben, mit der die 
Kündigungserklärung konstitutiv geschaffen 
werde, erst erfolgen, nachdem die Massen-
entlassungsanzeige bei der Agentur für Arbeit 
eingegangen sei. Das Landesarbeitsgericht ist 
dem gefolgt und hat der Berufung des Klägers 
gegen das klageabweisende Urteil des Ar-
beitsgerichts stattgegeben. Die Anzeige müsse 
die Agentur für Arbeit erreichen, bevor der 
Arbeitgeber die Kündigungsentscheidung tref-
fe, was sich in der Unterzeichnung des Kündi-
gungsschreibens manifestiere. 
 
Die Revision des Beklagten hatte vor dem 
Sechsten Senat des Bundesarbeitsgerichts 
Erfolg und führte zur Zurückverweisung des 
Rechtsstreits an das Landesarbeitsgericht. Das 
selbstständig neben dem nach § 17 Abs. 2 
KSchG durchzuführenden Konsultationsver-
fahren stehende, in § 17 Abs. 1, Abs. 3 Sätze 2 
bis 5 KSchG geregelte Anzeigeverfahren dient 
beschäftigungspolitischen Zwecken. Die Agen-
tur für Arbeit soll rechtzeitig über eine bevor-
stehende Massenentlassung unterrichtet wer-
den, um sich auf die Entlassung einer größe-
ren Anzahl von Arbeitnehmern vorbereiten 
und ihre Vermittlungsbemühungen darauf 
einstellen zu können. Das setzt voraus, dass 
bereits feststeht, wie viele und welche Arbeit-
nehmer konkret entlassen werden sollen. Auf 
den Willensentschluss des Arbeitgebers zur 
Kündigung kann, soll und will die Agentur für 
Arbeit - anders als der Betriebsrat im Rahmen 
des Konsultationsverfahrens - keinen Einfluss 
nehmen. Die Kündigung darf allerdings erst 
dann erfolgen, d.h. dem Arbeitnehmer zuge-
hen (§ 130 Abs. 1 BGB), wenn die Massenent-
lassungsanzeige bei der zuständigen Agentur 
für Arbeit eingegangen ist. Dies ist durch die 
Rechtsprechung des EuGH zu Art. 3 und Art. 4 

der Richtlinie 98/59/EG (Massenentlassungs-
richtlinie) geklärt, so dass der Senat von einer 
Vorlage nach Art. 267 Abs. 3 AEUV abgesehen 
hat. 
 
Der Senat konnte anhand der bisher getroffe-
nen Feststellungen die Wirksamkeit der Kün-
digung nicht abschließend beurteilen. Das 
Landesarbeitsgericht wird aufzuklären haben, 
ob die Massenentlassungsanzeige inhaltlich 
den Vorgaben des § 17 Abs. 3 KSchG genügte 
und ob das Anhörungsverfahren gemäß § 102 
Abs. 1 Satz 1 BetrVG ordnungsgemäß eingelei-
tet wurde.  
Bundesarbeitsgericht, Urteil vom 13.06.2019 - 6 AZR 
459/18 -(Quelle: BAG Pressemitteilung) 
 

Arbeitgeber müssen auf den drohenden Ver-
fall von Urlaub aus vergangenen Jahren hin-
weisen 
 

Nach einem nunmehr veröffentlichten Urteil 
der 4. Kammer des Landesarbeitsgerichts Köln 
erlischt der Urlaubsanspruch eines Arbeit-
nehmers in der Regel nur dann am Ende des 
Kalenderjahres, wenn der Arbeitgeber den 
Arbeitnehmer zuvor über seinen Urlaubsan-
spruch und die Verfallfristen belehrt hat. Diese 
Initiativlast des Arbeitgebers bezieht sich nicht 
nur auf das laufende Kalenderjahr, sondern 
auch auf den Urlaub aus vorangegangenen 
Kalenderjahren. 

Der Kläger war in der Zeit vom 01.09.2012 bis 
zum 31.03.2017 als Bote bei dem beklagten 
Apotheker beschäftigt. Bezüglich der Urlaubs-
ansprüche des Klägers trafen die Parteien im 
Arbeitsvertrag eine Regelung, wonach der 
Kläger seinen Jahresurlaub auf eigenen 
Wunsch in Form einer wöchentlichen Arbeits-
zeitverkürzung nimmt. Statt der bezahlten 30 
Stunden/Woche arbeitete der Kläger nur 
27,5Stunden/Woche. Die Gewährung darüber 
hinausgehenden Urlaubs hat der Kläger wäh-
rend des Arbeitsverhältnisses nicht verlangt. 
Nach Beendigung des Arbeitsverhältnisses 
begehrte der Kläger einen finanziellen Aus-
gleich für in den Jahren 2014, 2015 und 2016 
nicht gewährten Urlaub. 



Quartalsinfo-Recht                      III/2019 
 

 

 
Handelsverband Hessen-Süd e.V., Flughafenstr.4a, 60528 Frankfurt, service@einzelhandelsverband.de      S. 3 
 

In erster Instanz hatte der Kläger mit seiner 
Klage im Hinblick auf Urlaub aus den Jahren 
2014, 2015 und 2016 keinen Erfolg. Die Beru-
fung des Klägers vor dem Landesarbeitsgericht 
Köln war im Wesentlichen erfolgreich. 

Nach der Bewertung des Landesarbeitsge-
richts sind die Urlaubsansprüche des Klägers 
nicht durch den geringeren Arbeitszeitumfang 
erfüllt worden. Die wöchentliche Arbeitszeit-
verkürzung stelle keinen Erholungsurlaub im 
Sinne des Bundesurlaubsgesetzes dar. 

Die Urlaubsansprüche des Klägers seien auch 
nicht gemäß § 7 Abs. 3 BUrlG verfallen. Unter 
Berücksichtigung des europäischen Rechts 
verfalle der Urlaub eines Arbeitnehmers in der 
Regel nur, wenn der Arbeitgeber ihn zuvor 
konkret aufgefordert habe, den Urlaub zu 
nehmen, und ihn klar und rechtzeitig darauf 
hingewiesen habe, dass der Urlaub anderen-
falls mit Ablauf des Urlaubsjahres oder Über-
tragungszeitraums erlösche. Entsprechende 
Vorgaben hatte am 06.11.2018 der Gerichts-
hof der Europäischen Union unter dem Akten-
zeichen C-684/16 gemacht. Dem Arbeitgeber 
obliege die Initiativlast, im laufenden Kalen-
derjahr den Arbeitnehmer konkret aufzufor-
dern, den Urlaub zu nehmen. Diese Obliegen-
heit des Arbeitgebers bezieht sich nach Auf-
fassung der 4. Kammer des Landesarbeitsge-
richts auch auf Urlaub aus vorangegangenen 
Kalenderjahren. 

Landesarbeitsgericht Köln, Urteil vom 09.04.2019, Az.: 4 
Sa 242/18 (Quelle: Justiz NRW Pressemitteilung) 

Arbeitgeber können das Tragen von Gelnä-
geln aus Hygienegründen untersagen 

In einem jetzt veröffentlichen Urteil hat das 
Arbeitsgericht Aachen entschieden, dass an-
gestellten Helferinnen und Helfern im sozialen 
Dienst eines Altenheims das Tragen von lan-
gen, künstlichen, lackierten Finger- oder Gel-
nägeln im Dienst untersagt werden kann. 

Die Klägerin ist als Helferin im sozialen Dienst 
eines von der Arbeitgeberin betriebenen Al-
tenheims beschäftigt. Mit der Anweisung ihrer 

Arbeitgeberin, die ihr das Tragen ihrer Gelnä-
gel im Dienst untersagte, war die Klägerin 
nicht einverstanden. Sie machte geltend, dass 
die Anweisung sich auch auf ihr persönliches 
Erscheinungsbild in der Freizeit auswirke und 
sie deshalb in ihrem allgemeinen Persönlich-
keitsrecht verletze. Die Arbeitgeberin verwies 
darauf, dass das Verbot der Gelnägel aus 
Gründen der Hygiene zum Schutz der Bewoh-
nerinnen und Bewohner zwingend erforder-
lich sei. 

Die Klage hatte keinen Erfolg. Das Arbeitsge-
richt entschied, dass das Interesse der Klägerin 
an der freien Gestaltung ihres äußeren Er-
scheinungsbildes hinter dem Interesse der 
Arbeitgeberin, die Gesundheit und das körper-
liche Wohlbefinden der ihr anvertrauten Be-
wohnerinnen und Bewohner bestmöglich zu 
schützen, zurücktreten müsse. Zurecht habe 
sich die Arbeitgeberin auch auf die Empfeh-
lungen des Robert Koch Instituts gestützt, 
nach denen aus Hygienegesichtspunkten in 
Kliniken, Praxen, Pflegeeinrichtungen und 
anderen medizinischen Arbeitsbereichen aus-
schließlich natürliche und kurz geschnittene 
Fingernägel getragen werden sollten. Denn 
unter anderem behindere Nagellack die Sicht-
beurteilung der Nägel, auf künstlichen Nägeln 
sei die Bakteriendichte höher, sie beeinträch-
tigten den Erfolg der Händehygiene und er-
höhten die Perforationsgefahr für Einmal-
handschuhe. 

Arbeitsgericht Aachen, Urteil vom 21.02.2019, Az.: 1 Ca 
1909/18 (Quelle: Justiz NRW Pressemitteilung) 
 

KAUFRECHT 
 

Widerrufsrecht des Verbrauchers auch bei 
Online-Matratzenkauf 

Die Beklagte ist eine Online-Händlerin, die 
unter anderem Matratzen vertreibt. Der Klä-
ger bestellte zu privaten Zwecken über die 
Website der Beklagten eine Matratze zu ei-
nem Kaufpreis von 1.094,52 €, die ihm mit 
einer versiegelten Schutzfolie geliefert wurde.  

In der Rechnung der Beklagten vom 26. No-
vember 2014 wurde auf dort abgedruckte 
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Allgemeine Geschäftsbedingungen hingewie-
sen, in denen auch eine "Widerrufsbelehrung 
für Verbraucher" enthalten ist. Dort ist unter 
anderem ausgeführt, dass das Widerrufsrecht 
bei Verträgen zur Lieferung versiegelter Wa-
ren, die aus Gründen des Gesundheitsschutzes 
oder der Hygiene nicht zur Rückgabe geeignet 
sind, vorzeitig erlischt, wenn ihre Versiegelung 
nach der Lieferung entfernt wurde.  

Nach Erhalt der Matratze entfernte der Kläger 
die Schutzfolie.  

Der Kläger bat die Beklagte mit E-Mail vom 9. 
Dezember 2014 um die Vereinbarung eines 
Termins zum Rücktransport, da er die Matrat-
ze zurücksenden wolle. Da die Beklagte den 
erbetenen Rücktransport nicht veranlasste, 
gab der Kläger den Transport selbst zu Kosten 
von 95,59 € in Auftrag.  

Die auf Erstattung des Kaufpreises und der 
Transportkosten, insgesamt 1.190,11 €, nebst 
Zinsen sowie auf Freistellung von vorgerichtli-
chen Anwaltskosten gerichtete Klage hat in 
den Vorinstanzen Erfolg gehabt. Das Beru-
fungsgericht hat darauf abgestellt, dass es sich 
bei einer Matratze nicht um einen Hygienear-
tikel im Sinne des § 312g Abs. 2 Nr. 3 BGB 
handele, so dass der Widerruf auch nach dem 
Entfernen der Schutzfolie durch den Kläger 
nicht ausgeschlossen gewesen sei. Mit der 
vom Berufungsgericht zugelassenen Revision 
verfolgt die Beklagte ihr Klageabweisungsbe-
gehren weiter.  

Der unter anderem für das Kaufrecht zustän-
dige VIII. Zivilsenat des Bundesgerichtshofs hat 
dem Gerichtshof der Europäischen Union (im 
Folgenden: Gerichtshof) unter anderem die 
Frage zur Vorabentscheidung gemäß Art. 267 
Abs. 3 AEUV vorgelegt, ob Art. 16 Buchst. e 
der Verbraucherrechterichtlinie dahin auszu-
legen ist, dass zu den dort genannten Waren, 
die aus Gründen des Gesundheitsschutzes 
oder aus Hygienegründen nicht zur Rückgabe 
geeignet sind, auch Waren (wie etwa Matrat-
zen) gehören, die zwar bei bestimmungsge-
mäßem Gebrauch direkt mit dem menschli-
chen Körper in Kontakt kommen, aber durch 

geeignete (Reinigungs-)Maßnahmen des Un-
ternehmers wieder verkehrsfähig gemacht 
werden können (Senatsbeschluss vom 15. 
November 2017 – VIII ZR 194/16, NJW 2018, 
453). Zugleich hat der Senat das Verfahren 
gemäß § 148 ZPO analog bis zur Entscheidung 
des Gerichtshofs ausgesetzt.  

Der VIII. Zivilsenat des Bundesgerichtshofs hat 
entschieden, dass es sich bei einem Kaufver-
trag, den ein Verbraucher mit einem Online-
Händler über eine Matratze schließt, die ihm 
mit einer Schutzfolie versiegelt geliefert wird, 
nicht um einen Vertrag zur Lieferung versie-
gelter Waren handelt, die aus Gründen des 
Gesundheitsschutzes oder der Hygiene zur 
Rückgabe ungeeignet sind, wenn die Versiege-
lung nach der Lieferung entfernt wird (§ 312g 
Abs. 2 Nr. 3 BGB). Dem Verbraucher steht 
daher auch dann das Recht zu, seine auf den 
Vertragsschluss gerichtete Willenserklärung 
gemäß § 312g Abs. 1 BGB zu widerrufen, wenn 
er die Schutzfolie entfernt hat.  

Diese Rechtsprechung folgt im Ergebnis und in 
der Begründung den Maßstäben, die der Ge-
richtshof auf den Vorlagebeschluss des Senats 
vom 15. November 2017 hin im Urteil vom 27. 
März 2019 (C-681/17) vorgegeben hat. Denn 
die deutsche Ausnahmevorschrift des § 312g 
Abs. 2 Nr. 3 BGB geht auf die gleichlautende 
europarechtliche Vorschrift des Art. 16 Buchst. 
e der Verbraucherrechterichtlinie zurück, die 
der deutsche Gesetzgeber vollständig in deut-
sches Recht umsetzen wollte.  

Eine Ausnahme von dem bei Fernabsatzver-
trägen Verbrauchern grundsätzlich einge-
räumten Widerrufsrecht ist vor allem mit Blick 
auf dessen Sinn und Zweck zu verneinen. Das 
Widerrufsrecht soll den Verbraucher in der 
besonderen Situation im Fernabsatzhandel 
schützen, in der er keine Möglichkeit hat, das 
Erzeugnis vor Abschluss des Vertrages zu se-
hen und seine Eigenschaften zur Kenntnis zu 
nehmen. Dieser Nachteil soll mit dem Wider-
rufsrecht ausgeglichen werden, das dem Ver-
braucher eine angemessene Bedenkzeit ein-
räumt, in der er die Möglichkeit hat, die ge-
kaufte Ware zu prüfen und auszuprobieren.  
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Im Hinblick hierauf greift die Ausnahmerege-
lung nur dann ein, wenn nach der Entfernung 
der Versiegelung der Verpackung die darin 
enthaltene Ware aus Gründen des Gesund-
heitsschutzes oder der Hygiene endgültig nicht 
mehr verkehrsfähig ist, weil der Unternehmer 
Maßnahmen, die sie unter Wahrung des Ge-
sundheitsschutzes oder der Hygiene wieder 
verkehrsfähig machten, nicht oder nur unter 
unverhältnismäßigen Schwierigkeiten ergrei-
fen könnte.  

Bei Anlegung dieses Maßstabs fällt eine Mat-
ratze, deren Schutzfolie der Verbraucher ent-
fernt hat, nicht unter den Ausnahmetatbe-
stand. Eine Matratze kann im Hinblick auf das 
Widerrufsrecht mit einem Kleidungsstück 
gleichgesetzt werden, das ebenfalls mit dem 
menschlichen Körper direkt in Kontakt kom-
men kann. Es ist davon auszugehen, dass Un-
ternehmer bezüglich beider Waren in der Lage 
sind, diese nach Rücksendung mittels einer 
Behandlung wie einer Reinigung oder einer 
Desinfektion für eine Wiederverwendung 
durch einen Dritten und damit für ein erneu-
tes Inverkehrbringen geeignet zu machen.  

Da das Berufungsgericht die Ankündigung der 
Rücksendung der Matratze und die Bitte um 
Übernahme der Transportkosten rechtsfehler-
frei als Widerrufserklärung ausgelegt hat, wa-
ren die Parteien gemäß § 355 Abs. 1 BGB nicht 
mehr an ihre auf den Abschluss des Vertrages 
gerichteten Willenserklärungen gebunden mit 
der Folge, dass die beklagte Online-Händlerin 
den Kaufpreis und die verauslagten Transport-
kosten an den Kläger zu erstatten hat. Die 
Revision der Beklagten hatte daher keinen 
Erfolg.  

BGH, Urteil vom 03.07.2019 – VII ZR 194/16 (Quelle: BGH 
Pressemitteilung) 
 

VERWALTUNGSRECHT 
 

Verbraucher haben Auskunftsanspruch über 
das Ergebnis von Lebensmittelkontrollen 

 
 

Die 4. Kammer der Verwaltungsgerichts Gie-
ßen hat in einem jetzt zugestellten Beschluss 

entschieden, dass Verbraucher einen An-
spruch auf Auskunft über festgestellte Hygie-
nemängel bei Lebensmittelgeschäften haben, 
die anlässlich von Kontrollen dort ermittelt 
worden sind. Die Kammer hat deshalb den 
Antrag eines Lebensmittelmarktbetreibers auf 
vorläufigen Rechtsschutz abgelehnt, mit dem 
dieser die Herausgabe entsprechender Infor-
mationen durch den Landkreis Gießen verhin-
dern wollte.  

Über die online-Plattform „Topf Secret“ und 
die Initiative "FragDenStaat“ verlangte eine 
Verbraucherin vom Landkreis Gießen Informa-
tionen über die letzten beiden lebensmittel-
rechtlichen Betriebskontrollen in dem Le-
bensmittelmarkt und bat um Übermittlung der 
Ergebnisse, sofern es bei den Kontrollen zu 
Beanstandungen gekommen sei. Der Land-
kreis gab diesem Antrag statt und teilte dem 
Lebensmittelmarktbetreiber mit, die Kontroll-
ergebnisse an die Verbraucherin übersenden 
zu wollen. Hiergegen wandte sich der Markt-
betreiber mit seinem gerichtlichen Eilantrag. 

Nach Ansicht der 4. Kammer überwiegt in 
dieser Sache das öffentliche Interesse an einer 
Herausgabe der entsprechenden Erkenntnisse. 
Der Gesetzgeber bezwecke mit dem Verbrau-
cherinformationsgesetz einen weiten Informa-
tionszugang, um Einzelpersonen zu Sachwal-
tern des Allgemeininteresses zu machen. Der 
jeweiligen Person sollen entsprechend dem 
gesetzgeberischen Leitbild des „mündigen 
Verbrauchers“ die bei der Behörde vorhande-
nen Informationen zugänglich gemacht wer-
den, um sie in die Lage zu versetzen, eine in-
formierte Kaufentscheidung zu treffen und 
darüber hinaus als Teil der Öffentlichkeit „zu 
einer transparenten Gestaltung des Marktes 
und damit auch zur volkswirtschaftlich wün-
schenswerten Stärkung der Marktfunktionen“ 
beizutragen. Dem Zugang zu solchen Informa-
tionen könnten nach dem Verbraucherinfor-
mationsgesetz Betriebs- und Geschäftsge-
heimnisse nicht entgegengehalten werden. 
Auch sei die Veröffentlichung der zur Verfü-
gung gestellten Informationen durch den Ver-
braucher in dem Online-Portal „Topf Secret“ 
zulässig. Dass Personen die ihnen mitgeteilten 
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Informationen im Internet veröffentlichten, 
sei dem Landkreis Gießen jedenfalls nicht als 
eigene Veröffentlichung zurechenbar. 

Verwaltungsgericht Gießen, Beschluss vom 18.06.2019, 
Az. 4 L 1902/19GI   (Quelle: VG Gießen Pressemitteilung) 
 

WETTBEWERBSRECHT 
 

 

Keine Pflicht zur Bereitstellung einer Tele-
fonnummer durch Amazon, wenn andere 
Kommunikationsmittel angeboten werden 
 
Der EuGH hat entschieden, dass eine Online-
Plattform wie Amazon nicht verpflichtet ist, 
dem Verbraucher vor Vertragsabschluss stets 
eine Telefonnummer zur Verfügung zu stellen, 
wenn sie andere Kommunikationsmittel zur 
Verfügung stellt, mit denen der Verbraucher 
effizient mit ihr in Verbindung treten können 
(EuGH, Urteil v. 10.07.2019, Rs. C-649/17 - 
Bundesverband der Verbraucherzentralen und 
Verbraucherverbände - Verbraucherzentrale 
Bundesverband e. V./Amazon EU Sàrl). 
 
Ein verbraucherschützender Verein hatte ge-
gen den Online-Händler Amazon geklagt, da er 
der Ansicht war, dass die Beklagte die Ver-
braucher nur unzureichend über ihre Telefon- 
und Telefaxnummer informiere. Auf der Platt-
form des Beklagten konnte der Nutzer unter 
den Auswahloptionen „E-Mail (Schicken Sie 
uns eine E-Mail)“, „Telefon (Rufen Sie uns an)“ 
und „Chat (Einen Chat beginnen)“ wählen, 
wobei eine Faxnummer nicht angegeben war. 
Wurde die als Link ausgebildete Schaltfläche 
„Rufen Sie uns an“ angeklickt, öffnete sich 
eine weitere Internetseite, auf der der Nutzer 
die Möglichkeit erhielt, seine Telefonnummer 
anzugeben und sich anrufen zu lassen ("Jetzt 
anrufen“ und „In 5 Minuten anrufen"). Auf 
derselben Seite befand sich außerdem der 
Hinweis: „Wenn Sie es vorziehen, können Sie 
auch unsere allgemeine Hilfenummer anru-
fen“. Bei dem Klick hierauf wurde dem Bestel-
ler empfohlen, sich anrufen zu lassen und falls 
er selber anrufen wolle, wurde ihm erläutert, 
dass er eine Reihe von Fragen zur Überprü-
fung seiner Identität beantworten müsse. Am 
Ende dieses Textes folgten verschiedene Ruf-

nummern der Beklagten. Der Kläger war der 
Ansicht, dass die Beklagte die Verbraucher nur 
unzureichend über ihre Telefon- und Telefax-
nummer informiere, wonach er nach deut-
schem Recht vor Vertragsschluss verpflichtet 
sei. Der Rückrufservice reiche nicht aus, um 
die gesetzlichen Informationspflichten zu er-
füllen. Die Eingangsinstanzen entschieden 
zugunsten der Beklagten, der Bundesgerichts-
hof setzte das Verfahren aus und legte dem 
EuGH verschiedene Fragen zur Vorabent-
scheidung vor, die der Gerichtshof nun be-
antwortete. 
 
In seinen Ausführungen stellte der Gerichtshof 
klar, dass der Unternehmer nach der Verbrau-
cherrechte-Richtlinie (2011/83/EU) nicht ver-
pflichtet sei, einen Telefonanschluss oder Te-
lefaxanschluss bzw. ein E-Mail-Konto neu ein-
zurichten, damit die Verbraucher stets mit ihm 
in Kontakt treten können, und dass die Richt-
linie nur dann zur Übermittlung der Telefon- 
oder Telefaxnummer bzw. seiner E-Mail-
Adresse verpflichte, wenn der Unternehmer 
über diese Kommunikationsmittel mit den 
Verbrauchern bereits verfüge. 
 
Allerdings sei der Unternehmer verpflichtet, 
für den Verbraucher ein Kommunikationsmit-
tel bereitzustellen, mit dem eine direkte und 
effiziente Kommunikation sichergestellt wer-
den könne. Die Wahl des Mittels liege hier 
beim Unternehmen. Durch die Verbraucher-
rechte-Richtlinie soll ein hohes Verbraucher-
schutzniveau sichergestellt werden, wobei 
dieses mit der Wettbewerbsfähigkeit der Un-
ternehmen abgewogen werden müsse. Es 
erscheine unverhältnismäßig, dass das Unter-
nehmen stets zur Bereitstellung einer Tele-
fonnummer verpflichtet werden müsse, wenn 
andere Kommunikationsmittel zur Verfügung 
stünden. 
 
Es sei nun Sache des nationalen Gerichts fest-
zustellen, ob die dem Verbraucher vom Un-
ternehmer zur Verfügung gestellten Kommu-
nikationsmittel es dem Verbraucher ermögli-
chen, mit dem Unternehmer schnell in Kon-
takt zu treten und effizient mit ihm zu kom-
munizieren, und ob die Informationen über 
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diese Kommunikationsmittel in klarer und 
verständlicher Weise zugänglich seien. 
 
(Quelle: Pressemitteilung der Wettbewerbszentrale) 
 

WEG-RECHT 
 

Kein Kostenersatz für irrtümliche Instandset-
zung des Gemeinschaftseigentums durch 
einen Wohnungseigentümer 

Der unter anderem für das Wohnungseigen-
tumsrecht zuständige V. Zivilsenat des Bun-
desgerichtshofs hat heute entschieden, dass 
ein Wohnungseigentümer, der die Fenster 
seiner Wohnung in der irrigen Annahme er-
neuert hat, dies sei seine Aufgabe und nicht 
gemeinschaftliche Aufgabe der Wohnungsei-
gentümer, keinen Anspruch auf Kostenersatz 
hat.  

Der Kläger ist Mitglied der beklagten Woh-
nungseigentümergemeinschaft. Die Wohnan-
lage besteht aus 212 Wohnungen. Er ließ 2005 
in seiner Wohnung die einfach verglasten 
Holzfenster aus dem Jahr 1972 durch Kunst-
stofffenster mit Dreifachisolierglas ersetzen. 
Bereits zuvor hatten viele Wohnungseigentü-
mer ihre Wohnungen mit modernen Kunst-
stofffenstern ausgestattet. Die Wohnungsei-
gentümer gingen bis zur Veröffentlichung der 
Entscheidung des Bundesgerichtshofs vom 2. 
März 2012 (V ZR 174/11, NZM 2012, 419) zu 
einer vergleichbaren Regelung in einer Tei-
lungserklärung irrtümlich davon aus, jeder 
Wohnungseigentümer müsse die notwendige 
Erneuerung der Fenster seiner Wohnung auf 
eigene Kosten vornehmen. Tatsächlich ist dies 
gemeinschaftliche Aufgabe der Wohnungsei-
gentümer.  

Das Amtsgericht hat die gegen die Wohnungs-
eigentümergemeinschaft auf Wertersatz in 
Höhe von 5.500 € gerichtete Klage abgewie-
sen. Die Berufung ist erfolglos geblieben. Mit 
der von dem Landgericht zugelassenen Revisi-
on verfolgt der Kläger seinen Zahlungsantrag 
weiter.  

Der Bundesgerichtshof hat die Revision zu-
rückgewiesen, weil dem Kläger kein Kostener-
stattungsanspruch zusteht.  

Ein Erstattungsanspruch käme nur aus allge-
meinen Vorschriften der Geschäftsführung 
ohne Auftrag (§ 687 Abs. 1 BGB) oder des Be-
reicherungsrechts (§ 812 Abs. 1 Satz 1 BGB) in 
Betracht. Diese Vorschriften können aber als 
Anspruchsgrundlage für den Zahlungsan-
spruch nicht herangezogen werden, weil das 
Wohnungseigentumsgesetz in § 21 Abs. 4 und 
5 spezielle und damit vorrangige Regelungen 
über die Instandsetzung des gemeinschaftli-
chen Eigentums enthält. Danach haben die 
Wohnungseigentümer über etwaige Instand-
setzungsmaßnahmen zu entscheiden. Die 
Regelungen des Wohnungseigentumsgesetzes 
haben – von den Fällen der Notgeschäftsfüh-
rung (§ 21 Abs. 2 WEG) abgesehen – auch 
dann Vorrang, wenn die Maßnahme zwingend 
vorgenommen werden musste. Denn auch bei 
zwingend notwendigen Maßnahmen bleibt 
den Wohnungseigentümern regelmäßig ein 
Gestaltungsspielraum. Es ist insbesondere ihre 
Sache zu entscheiden, ob sie die Maßnahme 
isoliert oder zusammen mit anderen Arbeiten 
durchführen und welche Handwerker sie be-
auftragen. Deshalb müssen die Wohnungsei-
gentümer auch über eine zwingend gebotene 
und keinen Aufschub duldende Instandset-
zungs- oder Instandhaltungsmaßnahme einen 
Beschluss fassen. Dem betroffenen Woh-
nungseigentümer ist es zumutbar, in jedem 
Fall das durch das Wohnungseigentumsgesetz 
vorgegebene Verfahren einzuhalten. Er kann 
einen Beschluss der Wohnungseigentümer 
über die Durchführung der erforderlichen 
Maßnahme herbeiführen. Findet der Antrag in 
der Wohnungseigentümerversammlung nicht 
die erforderliche Mehrheit kann er die Be-
schlussersetzungsklage nach § 21 Abs. 8 WEG 
erheben. Auch kommt der Erlass einer einst-
weiligen Verfügung in Betracht.  

Auch wenn der Wohnungseigentümer eine 
Maßnahme zur Instandsetzung oder Instand-
haltung des Gemeinschaftseigentums in der 
irrigen Annahme durchführt, er habe diese als 
Sondereigentümer auf eigene Kosten vorzu-
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nehmen, besteht kein Ersatzanspruch. Ein 
Ausgleich nach den Vorschriften der Ge-
schäftsführung ohne Auftrag oder des Berei-
cherungsrechts liefe den schutzwürdigen Inte-
ressen der anderen Wohnungseigentümer 
zuwider. Zwar müssen Wohnungseigentümer 
stets damit rechnen, dass es durch Mängel des 
Gemeinschaftseigentums zu unvorhersehba-
ren Ausgaben kommt, für die sie einzustehen 
haben. Sie müssen ihre private Finanzplanung 
aber nicht darauf einrichten, dass sie im 
Nachhinein für abgeschlossene Maßnahmen 
aus der Vergangenheit, auf die sie keinen Ein-
fluss nehmen konnten, herangezogen werden. 
Wurde eine Teilungserklärung, wie hier, jahre-
lang unzutreffend ausgelegt, hätten zudem 
häufig viele Wohnungseigentümer einen Er-
stattungsanspruch; ein damit verbundener 
"Hin-und Her-Ausgleich" zwischen allen Be-
troffenen führte zu einem hohen Ermittlungs- 
und Berechnungsaufwand, ohne dass sich 
zwangsläufig ein als "gerecht" empfundenes 
Ergebnis einstellte.  

BGH, Urteil vom 14.06.2019, Az. V ZR 254/17 (Quelle: 
BGH Pressemitteilung) 

 
REISERECHT 
 
Wasserflugzeug vor Strandvilla auf Maledi-
ven 

Der Kläger hatte für seine Familie und sich 
eine Pauschalreise auf den Malediven in ei-
nem „5-Sterne-Luxus-Resort“ gebucht. Hotel-
gäste wurden zur Hotelanlage mit Wasserflug-
zeugen befördert, die zwischen 6:00 Uhr und 
17:00/18:00 Uhr vor der Strandvilla des Klä-
gers starteten und landeten. Der betreffende 
Strandabschnitt konnte deswegen nicht zum 
Baden und Verweilen genutzt werden. Außer-
dem funktionierte das WLAN nicht durchge-
hend: Sofern es dem Kläger gelang, sich an-
zumelden und eine Verbindung aufzubauen, 
endete diese nach wenigen Minuten, E-Mails 
konnten nicht heruntergeladen und Internet-
seiten nicht aufgebaut werden. Auf eine Rüge 
des Klägers bot der Reiseveranstalter dem 
Kläger an, eine alternative Unterkunft zu su-
chen, aber nur gegen eine Stornogebühr von 

100 %. Der Kläger organisierte sich selbst eine 
andere Unterkunft. 

Die Reisekammer des Landgerichts entschied 
in einem Urteil vom 22.5.2019 (Az.: 2-24 O 
149/18), dass die Lärmemissionen durch die 
Wasserflugzeuge eine Minderung des Reise-
preises von 50 % begründeten. Auch wenn das 
Luxus-Resort laut Hotelbeschreibung mit Was-
serflugzeugen erreichbar war, musste der 
Kläger weder damit rechnen, dass dadurch ein 
Lärm verursacht würde, der eine Ruhe und 
Erholung unmöglich machte, noch dass der 
Strandabschnitt vor seiner Strandvilla nicht 
nutzbar sein würde. Zudem müsse Reisenden 
zwar nicht nur, aber vor allem in einem „5-
Sterne-Luxus-Resort“ zugestanden werden, 
länger als 6:00 Uhr schlafen zu können. 

Für die eingeschränkte WLAN-Nutzung sprach 
das Gericht eine weitergehende Minderung 
von 15 % des Reisepreises zu. In der Hotelbe-
schreibung sei ein freier WLAN-Zugang ange-
priesen worden. In der als besonders hoch-
wertig beschriebenen Hotelkategorie könne 
ein Reisender erwarten, überall innerhalb der 
Anlage zumindest solchen Internetaktivitäten 
nachgehen zu können, die im Urlaub typisch 
seien (Aufrufen von Internetseiten, uneinge-
schränkter E-Mail-Zugang, Nutzung von Mes-
sengerdiensten etc.). 
 
Die Reiserechtskammer sprach dem Kläger 
außerdem die Mehrkosten für die von ihm 
selbst organisierte Alternativunterbringung zu 
sowie eine Entschädigung wegen nutzlos auf-
gewendeter Urlaubszeit während der be-
troffenen Reisetage und darüber hinaus eine 
100%ige Minderung des Reisepreises für den 
Tag des Umzuges in die andere Unterkunft. 

Landgericht Frankfurt, Urteil vom 22.05.2019, Az. 2-24 O 
149/18 (Quelle: LG Frankfurt Pressemitteilung) 


